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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Assoziationspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Einfuhr von 
Fischereierzeugnissen mit Ursprung in Marokko in die Ge- 
meinschaft 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Einfuhr von 
Fischereierzeugnissen mit Ursprung in Tunesien in die Ge- 
meinschaft. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 14. Mai 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermit- 
telte Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Einfuhr von Fischereierzeugnissen mit Ursprung in 
Marokko in die Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Inkraftsetzung der gemeinsamen Fische- 
reipolitik ist die in Anhang 2 des Abkommens zur 
Gründung einer Assoziation zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem König- 
reich Marokko enthaltene Regelung hinfällig ge- 
worden. Gemäß Artikel 10 Absatz 2 dieses Anhangs 
hat die Gemeinschaft bei der Errichtung der ge- 
meinsamen Marktorganisation die Interessen Ma- 
rokkos zu berücksichtigen. 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 des Rates 
vom 20. Oktober 1970 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Fischereierzeugnisse *) wurde eine 
Regelung für den Handelsverkehr mit Drittländern 
eingeführt, die auf der Anwendung der Zollsätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs beruht und durch Maßnah- 
men ergänzt wird, die die Gemeinschaft gegebenen- 
falls zur Vermeidung von Marktstörungen ergreifen 
kann. Die Gemeinschaft kann ihre vorerwähnten 
Verpflichtungen gegenüber Marokko erfüllen, wenn 
sie diesem Land bedeutende Zollzugeständnisse 
macht, die bis zur Zollfreiheit für unter Kapitel 3 
des Gemeinsamen Zolltarifs fallende Erzeugnisse 
gehen können. 

Es empfiehlt sich, die Regelung für die Einfuhr 
dieser Erzeugnisse mit Ursprung in Marokko in die 
Gemeinschaft bis zur Festlegung einer gemein- 
samen Einfuhrregelung für Forellen und Karpfen 


sowie für Konserven und Zubereitungen aus Sardi- 
nen und Thunfischen mit Herkunft aus Drittländern 
zurückzustellen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die in Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben a, b, c, d und g 
der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 aufgeführten 
Erzeugnisse mit Ausnahme von Forellen und 
Karpfen der Tarifstellen 03.01 Ala) und 03.01 A III 
des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Ma- 
rokko werden zollfrei in die Gemeinschaft einge- 
führt. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben e und f der 
Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 aufgeführten Er- 
zeugnisse, ausgenommen Zubereitungen und Kon- 
serven von Sardinen und Thunfischen der Tarif- 
stelle 16.04 D bzw. 16.04 E des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs, mit Ursprung in Marokko werden zu Zoll- 
sätzen in Höhe von 25% der geltenden Zollsätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs in die Gemeinschaft ein- 
geführt. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinchaften Nr. L 236 
vom 27. Oktober 1970, S. 5 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Einfuhr von Fischereierzeugnissen mit Ursprung in 
Tunesien in die Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt aul den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Inkraftsetzung der gemeinsamen Fische- 
reipolitik ist die in Anhang 2 des Abkommens zur 
Gründung einer Assoziation zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik 
Tunesien enthaltene Regelung hinfällig geworden. 
Gemäß Artikel 10 Absatz 2 dieses Anhangs hat die 
Gemeinschaft bei der Errichtung der gemeinsamen 
Marktorganisation die Interessen Tunesiens zu be- 
rücksichtigen. 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 des Rates 
vom 20. Oktober 1970 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Fischereierzeugnisse *) wurde eine 
Regelung für den Handelsverkehr mit Drittländern 
eingeführt, die auf der Anwendung der Zollsätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs beruht und durch Maßnah- 
men ergänzt wird, die die Gemeinschaft gegebenen- 
falls zur Vermeidung von Marktstörungen ergreifen 
kann. Die Gemeinschaft kann ihre vorerwähnten 
Verpflichtungen gegenüber Tunesien erfüllen, wenn 
sie diesem Land bedeutende Zollzugeständnisse 
macht, die bis zur Zollfreiheit für unter Kapitel 3 
des Gemeinsamen Zolltarifs fallende Erzeugnisse 
gehen können. 

Es empfiehlt sich, die Regelung für die Einfuhr 
dieser Erzeugnisse mit Ursprung in Tunesien in die 
Gemeinschaft bis zur Festlegung einer gemeinsamen 


Einfuhrregelung für Forellen und Karpfen sowie für 
Konserven und Zubereitungen aus Sardinen und 
Thunfischen mit Herkunft aus Drittländern zurück- 
zustellen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die in Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben a, b, c, d und g 
der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 aufgeführten 
Erzeugnisse mit Ausnahme von Forellen und Karp- 
fen der Tarifstellen 03.01 Ala) und 03.01 A III des 
Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Tunesien 
werden zollfrei in die Gemeinschaft eingeführt. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben e und f der 
Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 aufgeführten Er- 
zeugnisse, ausgenommen Zubereitungen und Kon- 
serven von Sardinen und Thunfischen der Tarifstelle 
16.04 D bzw. 16.04 E des Gemeinsamen Zolltarifs, 
mit Ursprung in Tunesien werden zu Zollsätzen in 
Höhe von 25 %> der geltenden Zollsätze des Gemein- 
samen Zolltarifs in die Gemeinschaft eingeführt. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 236 
vom 27. Oktober 1970, S. 5 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Abkommen zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Republik Tunesien beziehungs- 
weise dem Königreich Marokko enthalten jeweils 
in Anhang 2 besondere Regelungen für die Ein- 
fuhr von Fischereierzeugnissen in die Gemein- 
schaft. Diese basieren je nach einführendem Mit- 
gliedstaat und/oder Erzeugnis im allgemeinen 
auf der gleichen Behandlung, die dieser Staat 
den anderen Mitgliedstaaten einräumt, oder auf 
Zollkontingenten, deren Umfang und Präferenz- 
satz gleichfalls je nach Mitgliedstaat und/oder 
Erzeugnis schwanken. 

In beiden Fällen gilt diese Regelung bis zum In- 
krafttreten der gemeinsamen Fischereipolitik in 
der Gemeinschaft, und es ist vorgesehen, daß die 
Gemeinschaft bei der Festlegung dieser Politik 
die Interessen Tunesiens und Marokkos berück- 
sichtigt. 

2. Da die gemeinsame Fischereipolitik am 1. Febru- 
ar 1971 in Kraft gesetzt wurde, müssen daher für 
diese beiden Länder gewisse Sonderbestimmun- 
gen erlassen werden. 

Gemäß der ständig von der Gemeinschaft einge- 
nommenen Haltung, nach Einführung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation alle auf einer 
mengenmäßigen Regelung beruhenden Lösungen 
auszuschalten, müssen nach Meinung der Kom- 
mission mit den Sonderbestimmungen die gegen- 
wärtig bestehenden Zollkontingente abgebaut 
werden, wenn die Einfuhr der betreffenden Er- 
zeugnisse in die Gemeinschaft liberalisiert ist. 

3. Auf Grund der mit Tunesien und Marokko ge- 
schlossenen Abkommen werden die unter Kapitel 
3 des Gemeinsamen Zolltarifs fallenden Erzeug- 
nisse (Fische, Krebstiere und Weichtiere) sowie 
Mehl von Fischen der Tarifstelle 23.01 B mit Ur- 
sprung in diesen beiden Ländern bereits iin 
Rahmen von Zollkontingenten oder auch ohne 
mengenmäßige Beschränkungen zu Nullsätzen in 
die Gemeinschaft eingeführt. Es wird deshalb 
vorgeschlagen, für diese bei der Einfuhr liberali- 
sierten Erzeugnisse allgemein Zollfreiheit zu ge- 
währen. 

Bei den Zubereitungen und Konserven der Tarif- 
nummern 16.04 und 16.05 des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs ist zwischen Sardinen und Thunfischen (der 
Tarifstellen 16.04 D und E) und den übrigen Er- 
zeugnissen zu unterscheiden. 

In Anbetracht des Abbaus der mengenmäßigen 
Beschränkungen und der Schwierigkeiten, mit 
denen die betreffenden Industriezweige in eini- 
gen Mitgliedstaaten zu kämpfen haben, wird 
vorgeschlagen, die Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs bei den letztgenannten Erzeugnissen 
um 75 % zu senken. 


4. Für Forellen und Karpfen sowie für Zubereitun- 
gen und Konserven von Sardinen und Thun- 
fischen ist im nachstehenden Verordnungsvor- 
schlag keine Sonderregelung vorgesehen, da in 
der gemeinsamen Marktorganisation für Fische- 
reierzeugnisse eine gemeinschaftsbezogene Ein- 
fuhrregelung fehlt; diese soll später festgelegt 
werden. Die Kommission beabsichtigt daher, für 
diese Erzeugnisse die bisherige Regelung unter 
Zugrundelegung von Artikel 31 der Verordnung 
Nr. 2142/70 des Rates vom 20. Oktober 1970 über 
die gemeinsame Marktorganisation für Fische- 
reierzeugnisse l ) bis zur Inkraftsetzung der Ge- 
meinschaftsregelung oder spätestens bis zum 31. 
Januar 1972 zu verlängern, wie sie es mit den 
Verordnungen (EWG) Nr. 226 71 vom 2. Februar 
1971 und (EWG) Nr. 228/71 vom 2. Februar 
1971 2 ) getan hat. 

5. Dabei sind auf die Erzeugnisse mit Ursprung in 
Tunesien und Marokko die Referenzpreise und 
gegebenenfalls die für bestimmte Erzeugnisse 
einzuführenden Ausgleichsabgaben sowie die 
übrigen in der gemeinsamen Marktorganisation 
vorgesehenen Einfuhrmaßnahmen anzuwenden. 

6. Diese Regelung berücksichtigt gemäß Anhang 2, 
Artikel 10 Absatz 2 der Abkommen von Rabat 
und Tunis die Interessen Marokkos und Tune- 
siens. Da sie jedoch im Vergleich zu der in den 
genannten Anhängen aufgeführten vorläufigen 
Regelung einige Änderungen enthält, erscheint 
es angebracht, daß die Gemeinschaft die beiden 
betroffenen Länder konsultiert, bevor der Rat die 
vorgeschlagene Verordnung genehmigt. 

7. Ferner dürfte es sich empfehlen, daß die Gemein- 
schaft bei diesen Konsultationen Marokko und 
Tunesien darauf aufmerksam macht, daß die ge- 
plante Regelung für die unter Kapitel 3 des Ge- 
meinsamen Zolltarifs fallenden Fische, Krebstiere 
und Weichtiere praktisch die gleiche ist wie die 
Regelung, die sich die Mitgliedstaaten in Anleh- 
nung an den Grundsatz der Gleichbehandlung bei 
der Ausübung der Fischerei in ihren Hoheitsge- 
wässern untereinander einräumen. Ohne des- 
wegen diesen Grundsatz im Rahmen der Asso- 
ziation einführen zu wollen, erscheint es doch 
angebracht, daß die Gemeinschaft diese Tatsache 
herausstellt und den Wunsch äußert, daß Ab- 
kommen zwischen einem oder mehreren Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft mit Marokko oder 
Tunesien über die Ausübung der Fischerei in den 
Hoheitsgewässern dieser beiden Länder nicht zu 
einer unterschiedlichen Behandlung der Mitglied- 
staaten führen. 

Ü Amtsblat der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 236 
vom 27. Oktober 1970, S. 5 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 27 
vom 3. Februar 1971, S. 15 und 17 
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